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Vorblatt 


Gesetz über die Wahl der deutschen Mitglieder 
in das Europäische Parlament 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin), 
Dr. Wagner (Trier), Roser, Dr. Hallstein, Majonica, 
Blumenfeld, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Böhme, Freiherr 
von Fircks, Geisenhofer, Frau Klee, Rommerskirchen, 
Schedl, Dr. Wittmann (München) und Genossen] 


A. Problem 

Die Gründungsverträge zu EWG, Euratom und Montanunion 
setzen eine fortschreitende Integration der Mitgliedstaaten vor- 
aus, in deren Verlauf auch die direkte Wahl der Mitglieder des 
Europäischen Parlaments nach einem einheitlichen Verfahren 
allgemein in der Gemeinschaft eingeführt werden soll. Bis zu 
diesem Zeitpunkt sind Mitglieder der nationalen Parlamente in 
das Europäische Parlament zu entsenden. Bisher haben die 
nationalen Parlamente diese Mitglieder allein bestimmt. Dem 
Europäischen Parlament fehlt es daher an echter demokratischer 
Legitimation. Obwohl die Zuständigkeiten der Gemeinschaft 
ständig zunehmen, ist der Zeitpunkt allgemeiner Direktwahl 
noch nicht abzusehen. 


B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die direkte Wahl der 
deutschen Mitglieder im Europäischen Parlament eingeführt 
werden. In anderen Mitgliedstaaten liegen bereits entspre- 
chende Entwürfe vor, so daß bald eine stärkere demokratische 
Legitimation des Europäischen Parlaments erwartet werden 
kann. Es bleibt weiterhin gewährleistet, daß nur Bundestags- 
abgeordnete in das Europäische Parlament einziehen werden. 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/3072 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Bis zur Einführung allgemeiner einheitlicher Direktwahlen in 
der gesamten Gemeinschaft besteht keine andere Alternative, 
wenn man es nicht bei dem bisherigen „demokratischen Defizit" 
belassen will. 


D. Kosten 

Es werden geringe Mehrkosten für die Neugestaltung der 
Stimmzettel entstehen. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin), Dr. Wagner (Trier), Roser, 
Dr. Hallstein, Majonica, Blumenfeld, Dr. Lenz (Bergstraße), 
Dr. Böhme, Freiherr von Fircks, Geisenhofer, Frau Klee, 
Rommerskirchen, Schedl, Dr. Wittmann (München) und 

Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Wahl der deutschen Mitglieder 
in das Europäische Parlament 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Der Deutsche Bundestag entsendet aufgrund des 
Artikels 138 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 766) und aufgrund des Arti- 
kels 108 des Vertrages zur Gründung der Europä- 
ischen Atomgemeinschaft vom 25. März 1957 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1014) sowie aufgrund des Arti- 
kels 21 des Vertrages über die Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl in der 
Fassung des Artikels 2 des Abkommens über ge- 
meinsame Organe für die Europäischen Gemein- 
schaften vom 25. März 1957 (Bundesgesetzbl. 1952 II 
S. 447 und 1957 S. 1156) aus seiner Mitte 36 Abge- 
ordnete in das Europäische Parlament nach den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes. 

§ 2 

Der Deutsche Bundestag ernennt diejenigen seiner 
Mitglieder zu Abgeordneten des Europäischen Par- 
laments, die in einem besonderen Wahlgang am Tage 
der Wahl zum Deutschen Bundestag in allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts ge- 
wählt wurden. 


§ 3 

Wahlgebiet ist der Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 

§ 4 

Gewählt wird nach besonderen Landeslisten für 
die Wahl der deutschen Mitglieder in das Euro- 
päische Parlament. 

§ 5 

(1) Wählbar ist nur der Bewerber, der gleich- 
zeitig in einem Bundesland für die Wahl in den 
Deutschen Bundestag kandidiert. 

(2) Im übrigen regeln sich Wahlrecht und Wähl- 
barkeit nach den Bestimmungen für die Wahl zum 
Deutschen Bundestag. 

§ 6 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be- 
stimmt ist, gelten für die Aufstellung, Einreichung 
und Zulassung der Listen für die Wahl zum Euro- 
päischen Parlament die Bestimmungen über die 
Landeslisten nach dem Bundeswahlgesetz vom 
7. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 383), zuletzt ge- 
ändert durch das Erste Gesetz zur Reform des Straf- 
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rechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl, I S. 645), 
in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß. 

(2) Mehrere Landeslisten derselben Partei kön- 
nen miteinander verbunden werden. 

§ 7 

Jeder Wähler hat eine Stimme. 

§ 8 

Die Wahlorgane sind dieselben wie für die Wahl 
zum Deutschen Bundestag. 

§ 9 

Die Wählerverzeichnisse und Wahlscheine nach 
§ 18 des Bundes Wahlgesetzes gelten auch für die 
Wahl nach diesem Gesetz. 


§ 10 

Die Stimmzettel nach § 31 des Bundeswahlgesetzes 
erhalten eine dritte Rubrik mit der Überschrift 
„Wahl der deutschen Mitglieder im Europäischen 
Parlament". Diese Rubrik enthält die zugelassenen 
Landeslisten unter Angabe der Partei und der Fami- 
liennamen der ersten fünf Bewerber. Soweit auf 
einer Landesliste weniger als fünf Bewerber erschei- 
nen, sind diese sämtlich aufzuführen. Für die Reihen- 
folge der Listen ist die Reihenfolge der Landeslisten 
für die Bundestagswahl maßgebend. 

§ 11 

(1) Für die Wahlhandlung, die Feststellung des 
Wahlergebnisses und für die Wiederholungswahl 
gelten sinngemäß die Bestimmungen des Bundes- 
wahlgesetzes. 

(2) Für die Wahlprüfung gilt sinngemäß das 
Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 166) in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 977) in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 12 

(1) Gewählt sind die Bewerber, auf die nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes ein Mandat entfällt, 
sofern sie gleichzeitig in den Deutschen Bundestag 
gewählt wurden. 

(2) Für die Verteilung der nach § 1 zu besetzen- 
den Sitze werden die für jede Partei im jeweiligen 
Lande nach diesem Gesetz abgegebenen Stimmen 
zusammengezählt. Die Gesamtzahl der Sitze wird 
auf die Landeslisten für die Wahl der deutschen 
Mitglieder im Europäischen Parlament im Verhält- 
nis der Summen ihrer Stimmen im Höchstzahlver- 
fahren d'Hondt verteilt, über die Zuteilung des 
letzten Sitzes entscheidet bei gleichen Höchstzahlen 
das vom Bundeswahlleiter zu ziehende Los. 


(3) Verbundene Listen gelten bei der Sitzvertei- 
lung im Verhältnis zu den übrigen Listen als eine 
Liste. Die auf eine Listen Verbindung entfallenden 
Sitze werden auf die beteiligten Landeslisten im 
Verhältnis der Summen ihrer Stimmen im Höchst- 
zahlverfahren d'Hondt verteilt. Soweit auf eine Lan- 
desliste entfallende Sitze aus ihr nicht besetzt wer- 
den können, wird sie in die Verteilung nach Satz 2 
nicht einbezogen. 

(4) Die auf eine Landesliste entfallenden Sitze 
werden in der dort festgelegten Reihenfolge besetzt. 

§ 13 

Der Landeswahlleiter benachrichtigt die Gewähl- 
ten und fordert sie auf, binnen einer Woche schrift- 
lich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Der 
Gewählte kann die Wahl in das Europäische Parla- 
ment ablehnen und die Wahl in den Deutschen 
Bundestag annehmen. Die Annahme der Wahl in 
das Europäische Parlament ohne die Annahme der 
Wahl in den Bundestag ist unwirksam. § 45 Sätze 2, 
3 und 4 des Bundeswahlgesetzes finden Anwendung. 

§ 14 

Der Bundeswahlleiter teilt dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages die Namen der nach § 12 ge- 
wählten und der auf der Liste verbliebenen nicht 
gewählten Bewerber (Reserveliste) mit. 

§ 15 

(1) Ein nach diesem Gesetz gewählter Bewerber 
erwirbt die Mitgliedschaft im Europäischen Parla- 
ment mit seiner Ernennung nach § 2 dieses Gesetzes. 
Er kann die Ernennung ablehnen. Die Ablehnung ist 
unwiderruflich. 

(2) Ein in das Europäische Parlament gewählter 
Abgeordneter verliert seinen Sitz, wenn er die Mit- 
gliedschaft im Deutschen Bundestag verliert (§ 46 
des Bundeswahlgesetzes) oder als Mitglied des 
Europäischen Parlaments zurücktritt. Der Rücktritt 
ist nur wirksam, wenn er dem Präsidenten des 
Deutschen Bundestages zur Niederschrift erklärt und 
dem Präsidenten des Europäischen Parlaments durch 
den betreffenden Abgeordneten mitgeteilt wird. Der 
Rücktritt ist unwiderruflich, 

§ 16 

Ein freiwerdender Sitz im Europäischen Parlament 
wird vom Deutschen Bundestag nach § 15 Abs. 1 
aus der Reseverliste zu der Landesliste besetzt, auf 
welcher der Ausgeschiedene bei der Wahl aufgetre- 
ten ist. Hierbei ist maßgeblich die Reihenfolge der 
Bewerber, soweit sie im Zeitpunkt der Ernennung 
Mitglied des Bundestages sind, 

§ 17 

(1) Bleiben nach § 12 Sitze unbesetzt, so be- 
stimmt der Bundestag die fehlenden Mitglieder aus 
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seiner Mitte. Die zu Bestimmenden müssen der Par- 
tei angehören, auf welche die Sitze im Verfahren 
nach § 12 an sich entfallen würden. 

(2) Ist bei Freiwerden eines Sitzes im Euro- 
päischen Parlament die nach § 16 maßgebliche Re- 
serveliste erschöpft, so findet Absatz 1 entspre- 
chende Anwendung. 

§ 18 

Die §§ 50 bis 53 des Bundeswahlgesetzes gelten 
sinngemäß. 

§ 19 

Solange im Hinblick auf Artikel 2 des Vertrages 
über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutsdiland und den drei Mächten vom 23. Okto- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. 1955 II S. 305) in Verbin- 
dung mit dem Schreiben der drei Hohen Kommis- 
sare in der Fassung vom 23. Oktober 1954 (Bundes- 
gesetzbl. 1955 II S. 500) der vollen Anwendung 
dieses Gesetzes im Land Berlin Hindernisse im 
Wege stehen, gilt folgende Regelung: 

1. Die in § 1 genannte Abgeordnetenzahl verrin- 
gert sich auf 35. 

2. Dazu tritt ein Abgeordneter des Landes Berlin 
nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

a) Das Abgeordnetenhaus von Berlin wählt den 
Abgeordneten zum Europäischen Parlament 
sowie eine ausreichende Anzahl von Ersatz- 
männern auf der Grundlage der Zusammen- 


setzung des Abgeordnetenhauses zum Zeit- 
punkt der Wahl zum Deutschen Bundestag. 
Entsprechende Vorschläge machen die zu die- 
sem Zeitpunkt im Abgeordnetenhaus vertrete- 
nen Fraktionen und Gruppen. 

b) Die Gewählten müssen zu den nach § 54 des 
Bundeswahlgesetzes in den Deutschen Bun- 
destag entsandten Abgeordneten des Landes 
Berlin gehören. 

c) § 54 Nr. 2 Buchstaben b und c des Bundes- 
wahlgesetzes gelten sinngemäß. 

§ 20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkün- 
dung in Kraft. Es findet erstmals bei der Wahl des 
Siebten Deutschen Bundestages Anwendung. 

(2) Es tritt außer Kraft am Tage des Inkrafttre- 
tens der Wahlordnung für die in den Gründungsver- 
trägen zu den Europäischen Gemeinschaften vorge- 
sehene allgemeine und unmittelbare Wahl zum 
Europäischen Parlament nach einem einheitlichen 
Verfahren in allen Viitgliedsstaaten. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Dr. Schulz (Berlin) 

Dr. Wagner (Trier) 
Roser 

Dr. Hallstein 
Majonica 
Blumenfeld 
Dr. Lenz (Bergstraße) 
Dr. Böhme 
Freiherr von Fircks 
Geisenhofer 
Frau Klee 
Rommerskirchen 
Schedl 

Dr. Witt mann (München) 
Dr. Abelein 
Adorno 
Alber 

von Alten-Nordheim 
Dr. Althammer 
Amrehn 
Dr. Arnold 
Dr.-Ing. Bach 
Baier 
Balkenhol 
Dr. Barzel 


Dr. Becher (Pullach) 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Berding 
Berger 
Frau Berger 
Bewerunge 
Biehle 

Dr. von Bismarck 
Bittelmann 
von Bockeiberg 
Frau Brauksiepe 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Brück (Köln) 
Burgbacher 
Burger 
Dr. Czaja 
Damm 
Dasch 
van Delden 
Dichgans 
Draeger 


von Eckardt 
Ehnes 

Engelsberger 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Erpenbeck 
Dr. Eyrich 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Freiwald 
Dr. Frerichs 
Dr. Früh 
Dr. Fuchs 
Dr. Gatzen 
Gerlach (Obernau) 
Gierenstein 

Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Gölter 
Dr, Götz 
Gottesleben 
Dr. Gradl 
Frau Griesinger 
Dr. Gruhl 
Dr. Häfele 
Härzschel 
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Haussier 

Lücke (Bensberg) 

Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Dr. Hammans 

Dr. Martin 

Schröder (Sellstedt) 

Hanz 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Schröder (Wilhelminenhof) 

von Hassel 

Maucher 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Hauser (Bad Godesberg) 

Meister 

Dr. Schulze- Vorberg 

Dr. Hauser (Sasbach) 

Dr. Mende 

Seiters 

Dr. Heck 

Dr. Miltner 

Solke 

Dr. Heilige 

Müller (Berlin) 

Spilker 

Frau Dr. Henze 

Müller (Niederfischbach) 

Springorum 

HÖcherl 

Dr. Müller-Hermann 

Dr. Sprung 

Hösl 

Müller (Remscheid) 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Horstmeier 

Mursch (Soltau-Harburg) 

Dr. Starke (Franken) 

Horten 

Niegel 

Susset 

Dr. Hubrig 

Dr. von Nordenskjöld 

Frau Stommel 

Hussing 

Orgaß 

Storm 

Dr. Huys 

Ott 

Struve 

Frau Jacobi (Marl) 

Petersen 

Stücklen 

Dr. Jaeger 

Pfeifer 

Strauß 

Dr. Jenninger 

Picard 

von Thadden 

Dr. Jobst 

Pieroth 

Tobaben 

Josten 

Frau Pieser 

Frau Tübler 

Dr. Jungmann 

Dr. Pinger 

Varelmann 

Frau Kalinke 

Pohlmann 

Vehar 

Katzer 

Dr. Prassler 

Vogel 

Kiechle 

Dr. Preiß 

Vogt 

Dr. Klepsch 

Dr. Probst 

Volmer 

Dr. Kley 

Rainer 

Wagner (Günzburg) 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Rawe 

Frau Dr. Walz 

Klinker 

Reddemann 

Dr. Warnke 

Dr. Kotowski 

Dr. Reinhard 

Wawrzik 

Krammig 

Dr. Riedl (München) 

Weber (Heidelberg) 

Krampe 

Dr. Rin sehe 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 

Dr. Kreile 

Dr. Ritgen 

Werner 

Frau Dr. Kuchtner 

Dr. Ritz 

Windelen 

Kunz 

Rock 

Winkelheide 

Lampersbach 

Röhner 

Wissebach 

Leicht 

Rösing 

Dr. Wömer 

Lemmrich 

Ruf 

Wohlrabe 

Lensing 

Russe 

Frau Dr. Wolf 

Lenze (Attendorn) 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Baron von Wrangel 

Lenzer 

Schlee 

Dr. Wulff 

Link 

Dr. Schmid-Burgk 

Ziegler 

Dr. Löhr 

Schmitt (Lockweiler) 

Dr. Zimmermann 

Looft 

Schneider (Königswinter) 

Zink 

Dr. Luda 

Dr. Schneider (Nürnberg) 

Frau Schroeder (Detmold) 

Zoglmann 


Begründung 

I. ! Übung weiterhin demokratischer Kontrolle unter- 

worfen wäre. Das liegt daran, daß der Ministerrat 
1. Die Europäischen Gemeinschaften — Europäische der Gemeinschaften praktisch der alleinige Gesetz- 
Wirtschaftsgemeinschaft, Euratom und Montan- i geber ist. Die Minister sind zwar der Weisung ihrer 
Union - werden seit langem gekennzeichnet durch Regierungen unterworfen, nicht aber derjenigen 
eine Situation, die man treffend als „demokratisches ihrer nationalen Parlamente. Faktisch können sie 

Defizit" bezeichnet: Gesetzgebungszuständigkeiten von diesen auch nicht einmal nachträglich für ihre 

gehen laufend von den nationalen Parlamenten auf ' Rbstimmung im Ministerrat zur Verantwortung 
die Gemeinschaften über, ohne daß hier ihre Aus- gezogen werden. So kommt die Gesetzgebung der 
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Gemeinschaften praktisch ohne Beteiligung der na- 
tionalen Parlamente zustande. 

Diesem Kompetenzverlust auf nationaler Seite steht 
kein parlamentarischer Zuständigkeitsgewinn auf 
Gemeinschaftsseite gegenüber. Das Europäische Par- 
lament hat lediglich beratende Funktion. 

Freilich werden die Befugnisse des Ministerrates 
dadurch eingeschränkt, daß er die meisten Verord- 
nungen nur auf Vorschlag der Europäischen Kom- 
mission erlassen kann; von einem solchen Vor- 
schlag kann er dann nur durch einstimmiges Votum 
abweichen. Da die Kommissionsmitglieder aber von 
den Regierungen der Mitgliedstaaten „im gegen- 
seitigen Einvernehmen" ernannt werden, deren 
Vertreter die Mitglieder des Ministerrates sind, ist 
die Kommission nicht unabhängig vom Minister- 
rat. Dieser hat es darüber hinaus verstanden, durch 
Einschaltung des Ausschusses der Ständigen Vertre- 
ter der Mitgliedstaaten und durch von den nationa- 
len Ministerien beschickte Arbeitsgruppen bereits 
auf den formellen Kommissionsvorschlag Einfluß 
zu nehmen. So verabschiedet der Ministerrat fast 
unbeschränkt und ohne parlamentarische Kontrolle 
eine umfangreiche Gesetzgebung, die zum Teil er- 
heblich in die Rechtssphäre des einzelnen eingreift. 
Die Kompetenzen des Ministerrates nehmen ständig 
zu. Mit dem EWG-Agrarfonds verfügt er im übrigen 
— wiederum fast vollständig unkontrolliert — über 
einen Haushalt von jährlich mehreren Milliarden. 
Mit der vollen Einführung eigener Finanzmittel der 
Gemeinschaften aus den Agrarabschöpfungen, aus 
den Zolleinnahmen und aus einer Beteiligung an 
den nationalen Mehrwertsteuereinnahmen werden 
die Entscheidungsbefugnisse des Ministerrates bis 
zur Mitte der siebziger Jahre noch beträchtlich an 
Bedeutung gewinnen. 

2. Die Gründungsverträge zu den drei Gemeinschaf- 
ten gehen von einer immer stärkeren Integration 
der Mitgliedstaaten aus, die schließlich in einer poli- 
tischen Union münden sollte. Im Rahmen dieser 
Entwicklung sollte auch die Rolle des Europäischen 
Parlaments so gestärkt werden, daß es eine echte 
parlamentarische Kontrolle ausüben und selbst Ge- 
setzgebungsbefugnisse übernehmen würde. Wäh- 
rend jedoch der Übergang von Zuständgkeiten auf 
die Gemeinschaften planmäßig verläuft, ist die poli- 
tische Entwicklung im übrigen zum Stillstand ge- 
kommen. Die erforderliche parlamentarische Kon- 
trolle ist daher nicht gewährleistet. 

Auch nach dem „Vertrag zur Änderung bestimmter 
Haushaltsvorschriften der Verträge zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaften ..." vom 22. April 
1970 wird das Europäische Parlament eine echte Ent- 
scheidungsbefugnis in Haushaltsfragen erst mit dem 
Beginn des Jahres 1975 haben. Jedoch wird sich 
seine Entscheidungsbefugnis auf den bloßen Ver- 
waltungshaushalt beschränken, der lediglich etwa 
4 Vo des Gesamthaushaits der Gemeinschaften aus- 
macht. 

3. Eine der grundlegenden Fragen in der Diskus- 
sion um die strukturelle Konsolidierung der Gemein- 
schaften geht dahin, ob man einem Europäischen 
Parlament, das keine Legitimation aus unmittelbaren 
Wahlen bezieht, überhaupt wesentliche parlamen- 


tarische Befugnisse übertragen soll. Umgekehrt ist 
gegen die Einführung direkter Wahlen argumen- 
tiert worden, daß ihre Wirkung politisch verpuffe, 
wenn dem Parlament nicht auch echte Gesetzge- 
bungsbefugnisse zustünden. Das Gewicht beider 
Argumente zusammen ist geeignet, jeden Fort- 
schritt bei der Stärkung des Europäischen Parla- 
ments zu verhindern. Es ist daher notwendig, auf 
einem von beiden Gebieten — Direktwahl oder 
Kompetenzausweitung — einen Anfang zu setzen. 
Die Ausstattung des Europäischen Parlaments mit 
stärkeren Befugnissen ist eine gebieterische Not- 
wendigkeit, wenn das parlamentarische System auf 
unserem Kontinent nicht freiwillig abdanken will. 
Die Demokratisierung der Gemeinschaften ist über- 
fällig. 

Der vorliegende Gesetzentwurf zur Direktwahl in 
der Bundesrepublik geht davon aus, daß auf Ge- 
meinschaftsebene in absehbarer Zeit ein Durchbruch 
nicht erreicht werden kann. Hingegen besteht be- 
gründete Aussicht, daß die Direktwahl der Abgeord- 
neten des Europäischen Parlaments in einem Mit- 
gliedstaat die Direktwahl auch in anderen Mit- 
gliedstaaten, und eines Tages in der gesamten Ge- 
meinschaft, nach sich ziehen wird. Die politische und 
moralische Autorität eines insgesamt direkt gewähl- 
ten Parlaments sowohl gegenüber der Kommission 
als vor allem gegenüber dem Ministerrat wäre un- 
vergleichlich größer als zur Zeit noch. Es würde mit 
mehr Erfolg auf die Begründung echter parlamenta- 
rischer Zuständigkeiten dringen können. Der größte 
Gewinn einer Direktwahl ergibt sich aber unzwei- 
felhaft aus dem nach Jahrzehnten endlich herge- 
stellten unmittelbaren Kontakt zwischen dem euro- 
päischen Parlamentarier und seinem Wähler und der 
hieraus resultierenden Vertiefung der europäischen 
Idee in breiten Schichten. 


II. 

1. Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments 
werden bisher „nach einem von jedem Mitglied- 
staat bestimmten Verfahren" durch die nationalen 
Parlamente aus deren Mitte ernannt. Dem in den 
Gründungsverträgen festgelegten Auftrag, einen 
Entwurf für allgemeine unmittelbare Wahlen zum 
Europäischen Parlament „nach einem einheitlichen 
Verfahren in allen Mitgliedstaaten" auszuarbeiten, 
ist das Europäische Parlament nachgekommen, in- 
dem es am 17. Mai 1960 den „Entwurf eines Ab- 
kommens . . . über die Wahl des Europäischen Par- 
laments in allgemeiner unmittelbarer Wahl" ver- 
abschiedete und ihn am 20. Juni 1960 dem Minister- 
rat vorlegte. Nach den Gründungsverträgen erläßt 
der Ministerrat anschließend die erforderlichen Be- 
stimmungen für die Direktwahl durch einstimmigen 
Beschluß. Der Ministerrat konnte jedoch bisher zu 
keiner Beschlußfassung kommen. 

2. Die Blockierung eines gemeinsamen Fortschritts 
im Ministerrat hat zu getrennten nationalen parla- 
mentarischen Initiativen geführt, direkte Wahlen 
zum Europäischen Parlament wenigstens in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten durchzusetzen. Solche Ini- 
tiativen gibt es in Frankreich, Italien, Belgien, in 
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den Niederlanden und in Luxemburg. Der französi- 
schen Nationalversammlung liegt seit 13. Juni 
1970 ein entsprechender Antrag der Sozialistischen 
Fraktion vor. Nach mehreren im italienischen Abge- 
ordnetenhaus unerledigt gebliebenen Anträgen 
brachte die Italienische Europäische Bewegung auf- 
grund eines Volksbegehrens einen Antrag für die 
Direktwahl im Senat am 11. Juni 1969 ein. Dieser 
Entwurf inspirierte die belgische Abgeordnetenkam- 
mer zu ähnlichen Anträgen, die am 27. Juni 1969 
und am 5. April 1970 vorgelegt wurden. Auf die 
Direktwahl zielende Anträge liegen außerdem der 
niederländischen Zweiten Kammer seit 10. Juni 1970 
bzw. 29. Januar 1971 und der luxemburgischen Kam- 
mer seit 3. November 1971 vor. 

Auch im britischen Unterhaus werden nach der posi- 
tiven Entscheidung über die Beitrittsfrage konkrete 
Überlegungen über die Direktwahl der britischen 
Mitglieder des Europäischen Parlaments angestellt. 
Hieran sind sowohl Vertreter der Regierungs- wie 
der Oppositionspartei beteiligt. Mit der Vorlage 
eines Antrages kann gerechnet werden. 

3. In der Bundesrepublik brachte die Fraktion der 
SPD am 10. Juni 1964 einen Entwurf für ein „Gesetz 
über die Wahl der deutschen Mitglieder in das Euro- 
päische Parlament" im Bundestag ein (Drucksache 
VI/2338). Der Entwurf sah — wie die gegenwärtige 
Vorlage — die Wahl zum Europäischen Parlament 
in einem besonderen Wahlgang bei der Bundestags- 
wahl durch eine dritte Stimme jedes Wählers vor. 
Das Bundesgebiet sollte ein einheitliches Wahlge- 
biet sein. Gewählt werden sollte — wie nach der 
gegenwärtigen Vorlage — nach dem Verhältnis- 
wahlsystem. Dieser Entwurf ist vom Bundestag am 
20. Mai 1965 abgelehnt worden. 

Die deutschen Mitglieder im Europäischen Parla- 
ment werden daher nach wie vor ohne besondere 
gesetzliche Grundlage allein aufgrund von Arti- 
kel 2 des „Abkommens über gemeinsame Organe 
für die europäischen Gemeinschaften" vom 25. März 
1957 vom Bundestag aus seiner Mitte ernannt. 


III. 

1. Nach dem vorliegenden Entwurf werden die 
deutschen Mitglieder des Europäischen Parlaments 
am Tage der Bundestagswahlen, erstmals 1973, nach 
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts gewählt. 
Die hierfür erforderlichen besonderen Landeslisten 
für die Wahl der deutschen Mitglieder in das Euro- 
päische Parlament werden von den Parteien in glei- 
cher Weise wie die Landeslisten für die Bundestags- 
wahl aufgestellt und eingereicht. Die Verbindung 
einzelner oder aller Landeslisten derselben Partei 
ist zulässig (§ 6 Abs. 2). Die Stimmzettel für die 
Bundestagswahl erhalten eine zusätzliche dritte 
Rubrik. Das bedeutet, daß der Wähler nunmehr an- 
stelle von bisher zwei Stimmen drei Stimmen ab- 
gibt. Im übrigen entspricht das Wahlrecht dem des 
Bundeswahlgesetzes. 


2. § 5 Abs. 1 und § 12 Abs. 1 des Entwurfs stellen 
sicher, daß nur Mitglieder des Bundestages in das 
Europäische Parlament gewählt werden können. 
Diese Regelung ist notwendig im Hinblick auf die 
entsprechenden Bestimmungen in den Gründungs- 
verträgen. Durch die Formulierung des § 5 Abs. 1, 
„daß der Bewerber gleichzeitig in einem Bundes- 
land für die WaJhl in den Deutschen Bundestag" kan- 
didieren muß, wird im übrigen die Möglichkeit der 
Kandidatur für den Deutschen Bundestag in einem 
Bundesland und für das Europäische Parlament in 
einem anderen Bundesland eröffnet. 

3. Der Erwerb der Mitgliedschaft im Europäischen 
Parlament ist nach den Bestimmungen der Grün- 
dungsverträge erst durch die Ernennung durch das 
nationale Parlament möglich. Aus diesem Grunde 
sieht § 15 des Entwurfs diese Ernennung durch den 
Bundestag zusätzlich zu der Wahl vor. Nach § 2 des 
Entwurfs ist der Bundestag zur Ernennung der Ge- 
wählten verpflichtet. 

4. Die §§16 und 17 des Entwurfs stellen sicher, daß 
auch im Falle der Wahl einer nicht ausreichenden 
Zahl von Mitgliedern und im Falle des späteren 
Ausscheidens solcher Mitglieder die der Bundes- 
republik nach den Gründungsverträgen zustehen- 
den 36 Sitze besetzt werden können. 

Nach § 16 werden frei werdende Sitze vom Bundes- 
tag durch Ernennung von nicht in das Europäische 
Parlament gewählten Bewerbern aus derjenigen 
Liste besetzt, auf der der Ausgeschiedene kandidiert 
hatte. Ist diese Reserveliste erschöpft, so bestimmt 
nach § 17 Abs. 2 der Bundestag den Nachfolger aus 
seiner Mitte. Der Nachfolger muß derselben Partei 
angehören, für die sein Vorgänger bei der Wahl auf- 
getreten ist. 

§17 Abs. 1 regelt den Fall, daß nach dem Ergebnis 
der Wahl nicht alle 36 Sitze im Europäischen Parla- 
ment besetzt werden können. Dies kann namentlich 
darauf zurückzuführen sein, daß die auf den Landes- 
listen für die Wahl der deutschen Mitglieder in 
das Europäische Parlament aufgestellten Bewerber 
nicht oder in nur unzureichender Anzahl in den 
Deutschen Bundestag gewählt wurden. In diesem 
Falle bestimmt der Bundestag die fehlenden Mitglie- 
der ebenfalls aus seiner Mitte. Sie müssen der Par- 
tei angehören, auf die die nicht besetzbaren Sitze 
an sich entfallen sind. 

5. Der besonderen, mit dem „Vier-Mächte-Status" 
der Stadt zusammenhängenden Lage Berlins wird 
durch § 19 Rechnung getragen. 

Die Zahl der im gesamten Bundesgebiet unmittelbar 
zu wählenden europäischen Abgeordneten wird auf 
die Dauer der für Berlin geltenden Beschränkungen 
auf 35 vermindert. Hinzu tritt, entsprechend dem 
verhältnismäßigen Bevölkerungsanteil des Landes 
Berlin an der Gesamtbevölkerung der Bundesrepu- 
blik, ein Abgeordneter des Landes Berlin, der nebst 
Ersatzmännern vom Abgeordnetenhaus von Berlin 
gewählt wird. 
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